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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius, Frau Schimschok, 

Dr. Schmude, Frau Dr. Timm, Freiherr Ostman von der Leye, Frau Eiiers (Bielefeid), 
Frau Schiei, Engelhard, Frau Funcke, Dr. Hirsch, Kieinert, Frau Lüdemann, 

Frau Schuchardt und Genossen und der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache 7/1723 - 

betr. Situation der Kinder getrenntlebender und geschiedener Eitern 


Der Bundesminister der Justiz hat mit Schreiben vom 8. März 
1974 - 3400/5 - 10 435/74 die Kleine Anfrage wie folgt beant- 
wortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die in der Reditsprediung zum Unter- 
halt von Kindern getrenntlebender und geschiedener Eltern 
zum Ausdruck kommende Auffassung, daß der Grundsatz der 
GleicJibehandlung ehelicher und nichtehelicher Kinder eine un- 
terschiedliche Festsetzung der Bedarfssätze beider Gruppen ver- 
bietet und daß unabhängig von der Zahl der Unterhaltsberech- 
tigten der durch die Regelunterhaltsverordnung festgestellte 
Bedarf der Mindestbedarf eines Kindes ist? 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß die gleichmäßige 
Bemessung des Unterhaltsbedarfs ehelicher und nichtehelicher 
Kinder verfassungsrechtlich geboten ist. Der durch § 1 der Regel- 
unterhalt-Verordnung festgesetzte Regelbedarf eines Kindes ist 
zwar auf die bei nichtehelichen Kindern typischen Verhältnisse, 
nämlich auf ein Einzelkind zugeschnitten. Die Regelbedarfssätze 
sind aber für alle nichtehelichen Kinder verbindlich, also auch 
dann, wenn mehrere Kinder vorhanden sind. Reicht bei Vor- 
handensein mehrerer Kinder oder anderer gleichrangiger Un- 
terhaltsberechtigter die Leistungsfähigkeit des unterhaltspflich- 
tigen Vaters nicht aus, um den Regelunterhalt zu zahlen, so 
kann er nach § 1615 h BGB Herabsetzung verlangen. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, das Unter- 
haltsrecht dahin gehend zu ergänzen, daß als Unterhaltsbedarf 
eines ehelichen Kindes zukünftig mindestens der Betrag gelten 
soll, der ihm nach den für nichteheliche Kinder geltenden Vor- 
schriften als Regelbedarf zustehen würde? 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der für nichteheliche 
Kinder festgesetzte Regelbedarf unter den in § 1615 f Abs. 1 
Satz 2 BGB bezeichneten Voraussetzungen auch der Regelbedarf 


Druck: Then6e Druck KG. 53 Bonn, Tel.: (02221; 23 19 67 
Alleinvertrieb. Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821. Goethestr. 56. Tel. (02221) 36 36 51 



Drucksache 7IM7S Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


eines ehelichen Kindes ist. Dies kommt auch in der Fassung des 
§ 1 der Regelunterhalt- Verordnung zum Ausdruck, der keine 
ausdrückliche Beschränkung auf nichteheliche Kinder enthält. 
In der Rechtsprechung ist die Tendenz erkennbar, die für nicht- 
eheliche Kinder geltenden Regelbedarfssätze auch bei ehelichen 
Kindern als Grundlage für die Unterhaltsbemessung zu verwen- 
den. Um jedoch insoweit jede Unsicherheit bei der Rechtsanwen- 
dung auszuschließen, könnte im BGB bei den allgemeinen Vor- 
schriften des Unterhaltsrechts eine Bestimmung eingefügt wer- 
den, die sicherstellt, daß bei der Geltendmachung des Unter- 
haltsanspruchs eines ehelichen Kindes gegen einen geschiede- 
nen oder getrennt lebenden Elternteil, in dessen Obhut es sich 
nicht befindet, als Unterhaltsbedarf mindestens der für nicht- 
eheliche Kinder festgesetzte Regelbedarf gilt. 


3. Inwieweit können Schwierigkeiten, die bei der Bemessung von 
Zu- oder Abschlägen zum Regelunterhalt aufgetreten sind, be- 
seitigt werden? 

Schwierigkeiten bei der Bemessung von Zu- und Abschlägen 
zum Regelunterhalt sind in zweifacher Hinsicht festzustellen. 
Sie können sich erstens daraus ergeben, daß durch die Bemes- 
sung des Zuschlages im Einzelfall die Leistungsfähigkeit des 
unterhaltspflichtigen Vaters voll ausgeschöpft ist und daß die 
bei Eintritt des Kindes in eine höhere Altersstufe oder bei An- 
hebung der Regelbedarfssätze eintretende Erhöhung der Unter- 
haltsverpflichtung dann seine Leistungsfähigkeit übersteigt. 
Dies kann zum Teil dadurch vermieden werden, daß im Einzel- 
fall der Zuschlag für die verschiedenen Altersstufen des Kindes 
unterschiedlich hoch bemessen wird. Daß im Einzelfall die Lei- 
stungsfähigkeit des Unterhaltspflichtigen infolge einer Anhe- 
bung der Regelbedarfssätze überschritten werden kann, muß 
dagegen im System der auf Regelunterhalt oder Regelunterhalt 
mit Zuschlag lautenden Titel in Kauf genommen werden; falls 
eine gütliche Einigung nicht möglich ist, kann der Unterhalts- 
pflichtige unter den Voraussetzungen des § 323 ZPO im Weg 
einer Abänderungsklage eine Herabsetzung seiner Verpflich- 
tung verlangen. 

Im übrigen ergeben sich Schwierigkeiten bei der einheitlichen 
Bemessung der Zu- oder Abschläge, für die das Gesetz keine 
Maßstäbe enthält. Die von den Jugendbehörden und den Ge- 
richten angewandten unterschiedlichen Bemessungsmethoden 
können in vergleichbaren Einzelfällen zu abweichenden Ergeb- 
nissen führen. Dies gilt aber auch für die Bemessung bezifferter 
Unterhaltsansprüche, ist also keine Besonderheit bei der Bemes- 
sung von Zu- oder Abschlägen zum Regelunterhalt. Eine Ver- 
minderung dieser Schwierigkeiten ist zu erwarten, wenn der 
Rechtsmittelzug in Unterhaltssachen nicht mehr beim Land- 
gericht endet, so daß sich auf Grund von Entscheidungen der 
Obergerichte eher einheitliche Bemessungsmaßstäbe entwickeln 
können. Eine Erweiterung des Rechtsmittelzuges ist im Entwurf 
des Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Familienrechts 
(1. EheRG) für Unterhaltsentscheidungen vorgesehen, die vom 
Familiengericht erlassen werden. 
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Die bestehenden Schwierigkeiten könnten im übrigen behoben 
werden, wenn es gelänge, gesetzliche Richtwerte oder Rahmen- 
sätze festzulegen, welche die Bemessung des Unterhaltsbedarfs 
und die Unterhaltsfestsetzung im Einzelfall erleichtern und ver- 
einheitlichen. Dies ist eine schwierige Aufgabe, für deren Lö- 
sung es auch bei internationaler Rechts Vergleichung keine Vor- 
bilder gibt. Die Bundesregierung beabsichtigt, durch eingehende 
Untersuchungen rechtstatsächlicher Art die Grundlagen für eine 
Lösung dieses Problems zu klären, um dann im Rahmen der 
beabsichtigten Gesamtreform des Unterhaltsrechts eine ent- 
sprechende gesetzliche Regelung vorschlagen zu können. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die prozes- 
suale Stellung des Kindes in Unterhaltsprozessen bei der Durch- 
setzung des Regelbedarfs zu verbessern? 

Durch die in der Antwort auf Frage 2 erwogene Ergänzung des 
materiellen Unterhaltsrechts könnte dem ehelichen Kind im Un- 
terhaltsprozeß die Darlegungs- und Beweislast bis zur Höhe des 
Regelbedarfs abgenommen werden. Es wäre insoweit Sache des 
unterhaltspflichtigen Elternteils, Einwendungen vorzubringen, 
etwa daß der Bedarf des Kindes durch eigene Einkünfte ganz 
oder teilweise gedeckt sei oder daß die eigene Leistungsfähig- 
keit zur Erfüllung des geltend gemachten Anspruchs nicht aus- 
reiche. Soweit mehr als der Regelbedarf verlangt wird, wird 
dagegen das Kind den höheren Bedarf darlegen und, falls er- 
forderlich, beweisen müssen. Eine Hilfe kann allen Unterhalt- 
berechtigten insoweit nur durch einen Anspruch auf Auskunfts- 
erteilung gewährt werden, durch den sich der Unterhaltsberech- 
tigte die zur Geltendmachung seiner Ansprüche erforderliche 
Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse verschaffen kann. Des- 
halb sieht der Regierungsentwurf des 1. EheRG (Artikel 1 Nr. 15) 
zwischen Verwandten in gerader Linie eine allgemeine Aus- 
kunftsverpflichtung vor, soweit dies zur Feststellung eines Un- 
terhaltsanspruchs oder einer Unterhaltsverpflichtung erforder- 
lich ist. Bei den Ausschußberatungen könnte geprüft werden, 
ob diese Auskunftpflicht durch eine zusätzliche Verpflichtung 
zur Vorlage von Belegen, insbesondere von Bescheinigungen 
über das Arbeitseinkommen, noch wirksamer ausgestaltet wer- 
den kann. 

Im übrigen muß sichergestellt werden, daß die Unterhaltsan- 
sprüche ehelicher Kinder bei Gericht vollständig und sachge- 
recht geltend gemacht werden, über die nach geltendem Recht 
bereits bestehenden Hilfen hinaus (vgl. § 51 JWG, §§ 1685, 1690 
BGB) ist im Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Rechts der elterlichen Sorge (Bundesrat-Drucksache 690/73, 
Artikel 1 Nr. 20, 21, 30 - § 1671 Abs. 4, §§ 1672, 1685 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 2 BGB-E) die Möglichkeit vorgesehen, daß das Vor- 
mundschaftsgericht einem ehelichen Kind bei Getrenntleben 
oder bei Scheidung seiner Eltern für die Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen von Amts wegen oder auf Antrag eines 
Elternteils einen Pfleger bestellt, wenn dies zum Wohle des 
Kindes erforderlich ist. Damit wäre sichergestellt, daß die Un- 
terhaltsansprüche eines ehelichen Kindes gegen den nichtsorge- 
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berechtigten Elternteil, soweit erforderlich, durch eine geeignete 
Einzelperson oder gemäß §§ 1791 b, 1915 Abs. 1 BGB durch das 
Jugendamt als Pfleger gerichtlich geltend gemacht werden kön- 
nen. 


5. Sieht die Bundesregierung in der Einführung einer Beweislast- 
umkehr vom unterhaltsbereditigten Kind auf den Unterhaltsver- 
pflichteten und in der Bestellung eines Pflegers eine dafür ge- 
eignete Lösungsmöglichkeit? 

Auf die Antwort zu Frage 4 wird Bezug genommen. 


6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Unter- 
haltsansprüche der Kinder getrenntlebender oder geschiedener 
Ehepartner im vereinfachten Verfahren den veränderten Ein- 
kommens- und Wirtschaftsverhältnissen anzupassen? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß gesetzlich eine Mög- 
lichkeit geschaffen werden muß, Urteile und andere Vollstrek- 
kungstitel über Unterhaltsansprüche von Kindern getrennt- 
lebender oder geschiedener Eltern in einem vereinfachten Ver- 
fahren der allgemeinen Entwicklung der Einkommen und der 
Lebenshaltungskosten anzupassen. Das für nichteheliche Kin- 
der eingeführte System der auf Zahlung des Regelunterhalts 
oder des Regelunterhalts mit Zuschlag oder Abschlag lautenden 
Titel (§§ 642 ff. ZPO) erleichtert zwar auf dem Weg über die 
Neufestsetzung des Regelbedarfs die Anpassung der Titelforde- 
rung an die allgemeine Entwicklung der Verhältnisse, dient also 
demselben Ziel. Die Erstreckung dieses Systems auf eheliche 
Kinder erscheint der Bundesregierung jedoch - von anderen 
Bedenken abgesehen - schon deshalb nicht zweckmäßig, weil es 
keine Erleichterung in den vielen Fällen bringen würde, in de- 
nen bei Getrenntleben oder nach Scheidung der Eltern gemein- 
sam mit den Ansprüchen der Kinder auch der Unterhaltsan- 
spruch des sorgeberechtigten Elternteils geltend gemacht wird. 

Für Erwachsene wird sich ein Regelbedarf nicht sachgerecht fest- 
setzen und infolgedessen das für nichteheliche Kinder geltende 
System auf sie nicht erstrecken lassen. Die Bundesregierung hält 
es deshalb für erforderlich, ein anderes, auf Unterhaltstitel von 
Kindern und Erwachsenen gleichermaßen anwendbares einheit- 
liches Anpassungssystem zu finden. In erster Linie ist in An- 
lehnung an eine in Schweden seit Jahrzehnten bestehende Re- 
gelung an eine „Dynamisierung" der Unterhaltsrenten gedacht, 
bei der alle Unterhaltstitel von Zeit zu Zeit kraft Gesetzes der 
allgemeinen Entwicklung der Einkommen und der Lebenshal- 
tungskosten angepaßt und in einem so weit wie möglich verein- 
fachten Verfahren entsprechend geändert werden. In Erkennt- 
nis der Dringlichkeit dieses Problems sind im federführenden 
Bundesministerium der Justiz Vorarbeiten für eine gesetzliche 
Lösung unabhängig von der beabsichtigten Gesamtreform des 
Unterhaltsrechts vorab in Angriff genommen worden. 
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